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4. Die behaupteten Verletzungen verfassungsgesetzlich gewährlei- 
steter Rechte durch den angefochtenen Bescheid haben somit nicht 
stattgefunden. Eine Verletzung anderer verfassungsgesetzlich gewähr- 
leisteter Rechte ist im Verfahren nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde war als unbegründet abzuweisen. 

7568 

Salzburger Gemeindeordnung 1965; aufsichtsbehördliche Auflö- 
sung einer Gemeindevertretung 

Erk. v. 18. Juni 1975, B 96, 93/35 

Die Beschwerden werden abgewiesen. 

E ntscheidungsgründe: 

I. 1. Am 20. Oktober 1934 wurde die Gemeindevertretung (das ist- 
wie sich aus g 18 der Salzburger Gemeindeordnung ergibt — der 
Gemeinderat im Sinne des Art. 113 B-VG) der Marktgemeinde 
St. Michael im Lungau neu gewählt. Nach dem Ergebnis dieser Wahl 
setzte sich die Gemeindevertretung aus 8 Mitgliedern der Sozialisti- 
schen Partei Österreichs (SPÖ), 3 Mitgliedern der Österreichischen 
Volkspartei (ÖVP) und 4 Mitgliedern der Freiheitlichen Partei Öster- 
reichs (FPÖ) zusammen, 

Am 17. November 1974 fand die konstituierende Sitzung der 
Gemeindevertretung statt, bei der alle 19 gewählten Gemeindevertre- 
tungsmitglieder angelobt wurden. 

Nach mehrfachen Parteienverhandlungen wurde am 30. November 
1974 der Listenführer der FPÖ Richard H (einer der Beschwerdeführer) 
zum Bürgermeister gewählt. 

In der Folge legten sämtliche auf die Liste der ÖVP gewählten 
Gemeindevertretungsmitglieder ihr Mandat zurück. Dasselbe taten 
sämtliche im Wahlvorschlag der ÖVP enthaltenen Er satz männer. 
Schließlich blieb auch die gemäß ) 89 Abs. 1 der Salzburger 
Gemeindewahlordnung 1934, LGBl. 72 (GemWO) erfolgte Aufforderung 
an den zustellungsbevollmächtigten Vertreter der ÖVP, einen Ergän- 
zungsvorschlag einzubringen, ergebnislos. 

2. Die ÖVP — Ortsgruppe St. Michael — stellte mit einer an die 
Salzburger Landesregierung gerichteten Eingabe vom 2. Jänner 1935 
den Antrag, die Gemeindevertretung aufsichtsbehördlich aufzulösen. 
Der nach )3 Abschnitt B lit. a der Geschäftsordnung der Salzburger 
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Landesregierung, LGBI. 54/1934, u. a. mit den Angelegenheiten der 
Gemeindeverwaltung und der Aufsicht über die Gemeinden betraute 
Landeshauptmann-Stellvertreter teilte der Einschreiterin mit Schreiben 
vom 10. Jänner 1975 mit, daß gemeindeaufsichtsbehördlich keine 
Veranlassung zur Ausübung des Aufsichtsrechtes im angeregten Sinn 
gesehen werde. In Anwendung des g 3 Abs. 1 Z. 24 in Verbindung mit 

g 11 der Geschäftsordnung der Salzburger Landesregierung wurde die 
Frage der aufsichtsbehördlichen Auflösung der Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde St. Michael im Lungau der kollegialen Beschlußfassung 
zugeführt. Die Landesregierung beschloß am 10. Feber 1935, gemäß g 32 
Abs. 1 der Salzburger Gemeindeordnung 1965 die Gemeindevertretung 
aufzulösen und zur Besorgung der unaufschiebbaren Geschäfte der 
Gemeinde bis zur Neubildung der Gemeindevertretung gemäß g 32 
Abs. 3 der Salzburger Gemeindeordnung 1965 einen Gemeindeverwal- 
ter zu bestellen. Dieser Beschluß wurde mit Bescheid vom 11. Feber 
1935, Zl. 93/LAD/1935, ausgefertigt. 

3. Gegen diesen Bescheid erhoben zur hg. Zl, B 93/35 die 
Marktgemeinde St. Michael im Lungau sowie Richard H, Peter R und 
Ernst A (die auf der Liste der FPÖ in die Gemeindevertretung gewählt 
worden waren) und zur hg. Zl. B 96/75 alle acht auf die Liste der SPÖ in 
der Gemeindevertretung gewählten Personen auf Art. 144 B-VG 

gestützte Beschwerden an den Verfassungsgerichtshof, Die beschwerde- 
führende Gemeinde macht die Verletzung des verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Rechtes auf Gemeindeselbstverwaltung geltend; die 
übrigen Beschwerdeführer behaupten, im verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten passiven Wahlrecht verletzt worden zu sein. Schließlich 
wird die Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes 
auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz geltend gemacht. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat hinsichtlich der Prozeßvorausset- 
zungen erwogen: 

1. Der angefochtene Verwaltungsakt ist ein Bescheid. 
Er bezeichnet sich selbst als solcher und wird auch mit Recht vom 

Gesetz (g 32 Abs. 2 der Salzburger Gemeindeordnung 1965, LGBI. 63— 
GemO) Auf lösungsbescheid genannt (vgl. Erk. des VfGH Slg. 3169/ 
1953). 

2. a) Gemäß Art. 119 a Abs. 9 B-VG und gemäß g 32 b GemO hat die 
Gemeinde im aufsichtsbehördlichen Verfahren Parteistellung; sie ist 
berechtigt, gegen die Aufsichtsbehörde u. a. vor dem Verfassungsge- 
richtshof (Art. 144 B-VG) Beschwerde zu führen. Nach dem letzten Satz 
des g 32 Abs. 1 GemO sind nach Auflösung der Gemeindevertretung zur 

Ausübung der Parteistellung der Gemeinde () 32b) ihre bisherigen 
Organe berufen. Gemäß g 18 GemO ist der Gemeinderat das zur 
Beschlußfassung über die Erhebung einer Beschwerde an den 
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Verfassungsgerichtshof zuständige Organ. Die Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde St. Michael im Lungau hat in ihrer fünften Sitzung vom 
15. Feber 1935 beschlossen, die vorliegende Beschwerde (B 93/35) zu 
erheben. 

Die Gemeindevertretung der Marktgemeinde St. Michael war daher 
trotz ihrer aufsichtsbehördlich verfügten Auflösung legitimiert, die 
vorliegende Beschwerde zu erheben. 

Sie hat den der Beschwerde zugrunde liegenden Beschluß mit der 
erforderlichen Stimmenmehrheit (10 Stimmen zu 1 Stimme) gefaßt. 

Ob die Gemeindevertretung nach dem durch das Ausscheiden der 
ÖVP-Mitglieder bewirkten Absinken der Mitgliederzahl von 19 auf 12 
noch im Sinne des ) 22 GemO beschlußfähig war, braucht in diese m 
Z u s a m m e n h a n g nicht geprüft zu werden. Nach dem ersten Satz des 
g 32 Abs, 1 GemO ist die aufsichtsbehördliche Auflösung der 
Gemeindevertretung u. a. auch bei „voraussichtlich dauernder Beschluß- 
unfähigkeit" zulässig; der letzte Satz dieser Bestimmung in Verbindung 
mit ) 18 GemO kann daher nur so verstanden werden, daß selbst dann, 
wenn die Gemeindevertretung nicht in der Lage wäre, andere 
Beschlüsse gültig zu fassen, ihr auf keinen Fall die Fähigkeit gemangelt 
haben kann, zu beschließen, den Auf lösungsbescheid beim Verfassungs- 
gerichtshof anzufechten. 

b) Die Auflösung des Gemeinderates setzt auch dem Wirken des 
einzelnen Gemeinderatsmitgliedes ein Ende und greift damit in die 
Rechtssphäre der ehemaligen Gemeinderatsmitglieder ein. Der Verfas- 
sungsgerichtshof hat daher in derartigen Fällen in ständiger Rechtspre- 
chung (z. B. Slg. 3169/1953 und 6342/1932) die Legitimation der 
ehemaligen Gemeinderatsmitglieder zur Bekämpfung eines zwar nicht 
primär an sie gerichteten, aber die Beendigung ihrer Funktion 
bewirkenden Bescheides bejaht. 

Der Verfassungsgerichtshof sieht keine Veranlassung, von dieser 
Judikatur abzugehen. 

3. Da auch die übrigen Prozeßvoraussetzungen vorliegen, hatte der 
Verfassungsgerichtshof in der Sache selbst zu entscheiden. 

III. In der Sache ergaben sich folgende Erwägungen: 
1. Vor allem durch die Art. 116 Abs. 2, 113 Abs, 2 und 118 B-VG ist 

das Recht der Gemeinde auf Selbstverwaltung gewährleistet. Es wird 
aber durch das dem Bund und dem Land zustehende Aufsichtsrecht 
(Art. 118 Abs. 4 B-VG) im Umfang des Art. 119 a B-VG eingeschränkt. 
Daraus folgt, daß eine gegen das Selbstverwaltungsrecht verstoßende 
Verfassungswidrigkeit nur dann und insoweit vorliegt, als eine staatliche 
Behörde eine Maßnahme trifft, insbesondere einen Bescheid erläßt, 
womit das Recht der Gemeinde auf Besorgung einer bestimmten 
Angelegenheit im eigenen Wirkungsbereich zu Unrecht schlechthin 
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verneint wird (Slg. 7459/1934). Dies trifft auch dann zu, wenn der 
Gemeinde das Recht auf Besorgung der in ihren eigenen Wirkungsbe- 

reich fallenden Aufgaben durch die vom Gemeindevolk in freier Wahl 

gewählten Vertreter, etwa durch Auflösung des Gemeinderates, in 

gesetzwidriger Weise genommen wird. 

Das aktive und passive Wahlrecht zu den Gemeindevertretungen ist 
ein durch die Verfassung gewährleistetes Recht. Das passive Wahlrecht 
erschöpft sich nicht in dem Recht, gewählt zu werden, sondern schließt 
auch das Recht in sich, gewählt zu bleiben und das Amt auszuüben (vgl. 

die ständige Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes, z. B. 
Slg. 3169/1957, 3560/1959 und 6106/1969). 

2. g 72 Abs. 1 GemO bestimmt über die Auflösung der Gemeindever- 
tretung: 
„Äußerstes Mittel der staatlichen Aufsicht, insbesondere bei voraussichtlich 
dauernder Arbeits- und Beschlußunfähigkeit, ist die Auflösung der Gemeindever- 
tretung durch die Landesregierung (( 66). Die Auflösung der Gemeindevertretung 
hat auch die Beendigung der Amtsperiode oder Gemeindevorstehung zur Folge. 
Zur Ausübung der Parteistellung der Gemeinde (( 32b) sind ihre bisherigen 
Organe berufen. " 
Weitere Vorschriften, unter welchen Bedingungen die Auflösung der 
Gemeindevertretung erfolgen kann oder erfolgen muß, enthält das 
Gesetz nicht. 

Die Beschwerdeführer begründen ihre Behauptung, in den oben (I 3) 
erwähnten verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt zu 
sein, im wesentlichen damit, daß die im g 32 GemO umschriebenen 
Voraussetzungen einer aufsichtsbehördlichen Auflösung der Gemeinde- 
vertretung nicht gegeben gewesen seien. Der Gemeinderat sei auch nach 
Ausscheiden der ÖVP-Mitglieder durchaus arbeits- und beschlußfähig 
gewesen. 

Die belangte Behörde hat den angefochtenen Bescheid im 

wesentlichen damit begründet, daß sich die Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde St. Michael im Lungau anstatt aus 19 Mitgliedern (wie 
dies g 6 Abs. 1 GemWO vorschreibt) seit dem Ausscheiden der 
ÖVP-Mitglieder nur noch aus 12 Mitgliedern zusammengesetzt habe. 
Außerdem widerspreche es dem im Art. 1 B-VG verankerten, für die 
gesamte öffentliche Verwaltung geltenden demokratischen Prinzip, 

wenn feststehe, daß die Gemeindevertretung für die gesamte Dauer der 

Amtsperiode nicht jenen Willen repräsentiere, der durch die gesetzmä- 

ßig durchgeführte Wahl der in der Gemeinde Wahlberechtigten zum 

Ausdruck gekommen ist. Es liege demnach der Tatbestand der 
dauernden nicht gesetzmäßigen Zusammensetzung der Gemeindever- 

tretung vor. Allerdings sei nicht in jedem Fall einer gesetzwidrigen 
Zusammensetzung der Gemeindevertretung die aufsichtsbehördliche 
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Auflösung gerechtfertigt; es komme auf das Motiv an, das der 
Herbeiführung der gesetzwidrigen Zusammensetzung der Gemeinde- 
vertretung zugrunde liegt. Im vorliegenden Fall sei das Motiv darin 
gelegen, daß die zwischen der ÖVP- und FPÖ-Fraktion der Gemeinde- 
vertretung geschlossene grundlegende Vereinbarung für die Arbeits- 
weise in der gesamten Amtsperiode der Gemeindevertretung nicht 
eingehalten worden sei. Die Verletzung solcher Übereinkommen stelle 
einen derart gröblichen Vertrauensbruch und eine so schwerwiegende 
Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben dar, daß die 
Voraussetzungen für eine geordnete Arbeit des Gremiums nicht mehr als 
gegeben angesehen werden könnten. 

In den von der belangten Behörde zu den beiden Beschwerden 
erstatteten Gegenschriften wird auf diese Begründung des angefochte- 
nen Bescheides Bezug genommen. Besonders betont wird, daß der 
objektive Tatbestand der dauernden (nämlich für die gesamte 
Amtsperiode der Gemeindevertretung währenden) nicht dem Gesetz 
entsprechenden und daher nicht richtigen Zusammensetzung der 
Gemeindevertretung vorgelegen sei. Jeder von dieser Gemeindevertre- 
tung erlassene Bescheid wäre der Vernichtbarkeit ausgesetzt gewesen, 
da nach der ständigen Judikatur des Verfassungsgerichtshofes das 
verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf ein Verfahren vor dem 
gesetzlichen Richter dann verletzt wird, wenn die entscheidende 
Kollegialbehörde nicht richtig zusammengesetzt ist. Außerdem sei — wie 
die Gegenschrift weiters ausführt — die politische Arbeitsunfähigkeit der 
Gemeindevertretung dadurch in Frage gestellt worden, daß (verursacht 
durch den Bruch einer Parteienvereinbarung) das notwendige Vertrau- 
ensverhältnis gestört worden sei, das die Basis des Agierens sämtlicher 
aus der Wahl hervorgegangenen Mandatare der Wahlparteien abzuge- 
ben habe. Das der Herbeiführung und Aufrechterhaltung des rechtlichen 
Mangels hinsichtlich der Zusammensetzung der Gemeindevertretung 
zugrunde liegende Motiv sei von solchem Gewicht, daß eine geordnete, 
auf der Vertrauensbasis und dem Grundsatz von Treu und Glauben 
beruhende Arbeit in der Gemeindevertretung überhaupt in Frage 
gestellt gewesen sei. 

3, a) Äußerstes Mittel der staatlichen Aufsicht über die Gemeinde ist- 
wie im übrigen g 32 Abs. 1 GemO ausdrücklich normiert — die Auflösung 
der Gemeindevertretung durch die Landesregierung. 

Die im Gesetz umschriebenen Voraussetzungen für eine Auflösung 
müssen daher restriktiv ausgelegt werden. 

b) Der belangten Behörde ist darin zuzustimmen, daß die Gründe, die 
die Aufsichtsbehörde zu einer Auflösung der Gemeindevertretung 
berechtigen, im g 32 Abs, 1 GemO nicht taxativ, sondern bloß 
demonstrativ aufgezählt sind (arg. „insbesondere"). Auch u. a, als den im 
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Gesetz ausdrücklich bezeichneten Voraussetzungen (Arbeits- und 
Beschlußunfähigkeit der Gemeindevertretung) kann es ausnahmsweise 
gerechtfertigt sein, das äußerste Mittel der staatlichen Aufsicht, nämlich 
die Auflösung der Gemeindevertretung, einzusetzen. 

Hier ist davon auszugehen, daß die Gemeindevertretung dadurch, 
daß ihre Mitgliederzahl von 19 auf 12 sank, nicht ihre Organqualität 
verlor. Sie war nach wie vor die Gemeindevertretung der Marktge- 
meinde St. Michael im Lungau. Die belangte Behörde erkennt auch 
richtig, daß sie nur eine rechtlich existente Gemeindevertretung auflösen 
konnte. ) 6 Abs. 1 GemWO bestimmt wohl, daß die Gemeindevertretung 
bei der vorliegenden Einwohnerzahl aus 19 Mitgliedern besteht. Diese— 
wenn auch in die Form einer Feststellung gekleidete — Norm richtet sich 
an die Wahlbehörden und enthält den Befehl, nach jeder Gemeindever- 
tretungswahl 19 Mandate zu vergeben und unter Beachtung der 
Bestimmungen der g) 83 bis 89 GemWO dafür zu sorgen, daß bei 
späterem Ausscheiden von Gemeindevertretungsmitgliedern die 
Gemeindevertretung wieder auf 19 Mitglieder ergänzt wird. Diese 
Bestimmung besagt aber nicht, daß die Gemeindevertretung in dem 
Augenblick, in dem die Zahl ihrer Mitglieder unter 19 absinkt, zu 
einer gesetzwidrig zusammengesetzten Kollegialbehörde wird. Die 
$$ 83 ff. GemWO sehen das Ausscheiden eines Mandatars aus der 
Gemeindevertretung vor und treffen Bestimmungen über die Nachbeset- 
zung. Weder die GemWO noch eine andere Rechtsvorschrift knüpfen 
aber an das damit in jedem Fall verbundene Absinken der Zahl der 
Mitglieder der Gemeindevertretung unter jene, die im g 6 Abs. 1 
GemWO vorgesehen ist, die Folge, daß sie damit nicht mehr gesetzmäßig 
zusammengesetzt wäre. Aus dem Schweigen des Gesetzgebers muß 
unter der — hier gegebenen — Voraussetzung, daß das Ausscheiden eines 
Mitgliedes oder mehrerer Mitglieder aus der Gemeindevertretung nicht 
gesetzwidrig bewirkt worden ist, geschlossen werden, daß insofern und 
solange — wie im vorliegenden Fall — die Nachbesetzung rechtmäßig 
unterbleibt, das Absinken der Zahl der Gemeinderatsmitglieder unter 
die an sich vorgesehene (hier von 19 auf 12) keine Gesetzesverletzung 
darstellt, die für sich allein die Auflösung der Gemeindevertretung 
rechtfertigen würde. 

Diese Feststellung des Verfassungsgerichtshofes steht mit seiner 
bisherigen Judikatur im Einklang; der Verfassungsgerichtshof ist 
nämlich auch bisher von der Annahme ausgegangen, daß das 
Ausscheiden eines Mitgliedes eines allgemeinen Vertretungskörpers 
etwa durch Tod, Verzicht oder Aberkennung des Mandats nicht 
unbedingt die rechtswidrige Zusammensetzung des Vertretungskörpers 
bewirkt (vgl. z. B. Slg. 3169/1953), wenn nur ein Verfahren zur 
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Ergänzung gesetzlich vorgesehen ist. Hier ist dies der Fall ()g 83 — 89 
GemWO). 

c) Obgleich der im g 32 Abs. 1 GemO verankerte Auflösungsgrund 
„voraussichtlich dauernde Beschlußunfähigkeit" der Gemeindevertre- 
tung von der belangten Behörde weder im angefochtenen Bescheid noch 
im Verlauf des Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof geltend 
gemacht worden ist, war zu prüfen, ob diese Voraussetzung für die von 
der Gemeindeaufsichtsbehörde verfügte Maßnahme vorliegt. 

g 22 GemO bestimmt über die Beschlußfähigkeit: 
„(1) Die Gemeindevertretung ist in allen Fällen beschlußfähig, wenn 

sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß einberufen und wenigstens zwei Drittel der 
Mitglieder zur Zeit der Beschlußfassung anwesend sind. 

(2) Sind zur Zeit der Beschlußfassung nicht mindestens zwei Drittel der 
Mitglieder der Gemeindevertretung anwesend, so kann für denselben 
Verhandlungsgegenstand eine neuerliche Sitzung einberufen werden ((20 
Abs. 3), bei der die Gemeindevertretung ohne Rücksicht auf die Zahl der bei der 
Beschlußfassung Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf ist in der Einberufung zu 
dieser Sitzung hinzuweisen. " 

Bei Feststellung, ob das im Abs. 1 für gültige Beschlüsse der 
Gemeindevertretung erforderliche Präsenzquorum erreicht wird, ist 
nicht von der Zahl der im Zeitpunkt der Beschlußfassung tatsächlich 
vorhandenen Mitglieder (also vom Ist-Stand), sondern von der gesetzlich 
vorgeschriebenen vollen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung 
(also vom Soll-Stand) auszugehen. 

Daran ändert der Umstand nichts, daß unter den gleichfalls im Abs, 1 
des ) 22 GemO erwähnten „sämtlichen Mitgliedern", die ordnungsge- 
mäß einzuberufen sind, nur die im Zeitpunkt der Einberufung tatsächlich 
vorhandenen Gemeindevertretungsmitglieder verstanden werden 
können. 

Im vorliegenden Fall betrug der Soll-Stand der Gemeindevertre- 
tungsmitglieder 19. Nach dem Ausscheiden der ÖVP-Mitglieder 
verfügte die Gemeindevertretung nur noch über 12 Mitglieder, so daß 
die nach ) 22 Abs. 1 GemO für gültige Beschlüsse der Gemeindevertre- 
tung erforderliche Anwesenheit von 13 Mitgliedern (zwei Drittel von 19) 
keinesfalls mehr erreicht werden konnte, Die Beschlußunfähigkeit war 
voraussichtlich eine dauernde, da eine Nachbesetzung der ÖVP-Man- 
date offenbar ausgeschlossen war (siehe oben 11). 

Die Bestimmung des g 22 Abs. 2 GemO, wonach die Gemeindever- 
tretung unter bestimmten Voraussetzungen ohne Rücksicht auf die Zahl 
der bei der Beschlußfassung Anwesenden beschlußfähig ist, kann als 
Ausnahmsregelung eine Beschlußfassung mit einem derartigen vermin- 
derten Präsenzquorum nur für einzelne Gemeindevertretungssitzungen 
oder — wie im vorliegenden Fall — für eine kurze Übergangszeit decken. 
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Sie vermag aber nicht die für den Normalfall vorgesehene Regelung des 
$ 22 Abs. 1 leg. cit. jahrelang zu verdrängen. 

Sicherlich folgt aus dieser Regelung, daß ein Drittel der Gemeinde- 
ratsmitglieder durch Ausscheiden aus dem Gemeinderat und Ausschal- 
tung der Nachbesetzungsmöglichkeit die Auflösung des Gemeinderates 
durch die Landesregierung herbeiführen kann, doch ist dies eine 
Konsequenz dessen, daß der Salzburger Landesgesetzgeber im g 22 
Abs. 1 ein Präsenzquorum von zwei Dritteln der Mitglieder festgesetzt 
hat. 

d) Die aufsichtsbehördliche Auflösung der Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde St. Michael im Lungau war also gerechtfertigt, da diese 
voraussichtlich dauernd beschlußunfähig war. 

Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht der beschwerdefüh- 
renden Gemeinde auf Selbstverwaltung und jenes der übrigen 
Beschwerdeführer auf das passive Wahlrecht wurde demnach nicht 
verletzt. 

4. a) Die Beschwerden werfen der belangten Behörde außerdem vor, 
die Auflösung der Gemeindevertretung willkürlich verfügt zu haben, da 
kein Ermittlungsverfahren durchgeführt worden sei und da g 32 GemO 
auf den vorliegenden Sachverhalt nicht angewendet werden könne, 

b) Die Behörde hat, wie sich aus der vorstehenden Z. 3 ergibt, die 
Gemeindevertretung zu Recht aufgelöst, wenn auch aus einem anderen 
als dem von ihr angenommenen Grund. 

Ein allenfalls vorliegender Verfahrensmangel ist keinesfalls derart 
schwerwiegend, daß er Willkür der Behörde indizieren würde. 

5. Die behaupteten Verletzungen verfassungsgesetzlich gewährlei- 
steter Rechte haben somit nicht stattgefunden. Eine andere Verletzung 
verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte ist im Verfahren nicht 
hervorgekommen. 

Die Beschwerden waren daher abzuweisen. 


